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MarliesAubach (Name geändert)
starb dort, wo sie ihr ganzes,
86 Jahre langes Leben verbracht
hatte: imHaus an derWeststras-
se 145 in Zürich. FrauAubachwar
eine Hausbesitzerin wie aus
einem Kurt-Früh-Film. Am An-
fang habe sie etwasmisstrauisch
gewirkt, sagt ein langjähriger
Mieter. Bald jedoch habe sie sich
als «härzige Dame» herausge-
stellt, vordergründig sparsam,
grosszügig,wenn jemandmit der
Miete kämpfte. «Sie beschwerte
sich auch nie über unsere Par-
tys.»Viele imHaus seien traurig
gewesen, als sie kurz vor Weih-
nachten 2018 vomTod erfuhren.

Auf Bedauern folgte Bangen.
Was würde mit dem Haus ge-
schehen? Es geschah, was der-
zeit oft geschieht, wenn Stadt-
zürcher Hausbesitzer sterben.
Die Pensionskassen gewinnen.
Die Mieter verlieren.

MarliesAubachs Eltern hatten
im Erdgeschoss ein Geschäft
geführt, nach ihrem Tod bekam
dieTochter das Haus vererbt. Sie
sahWiedikon imTransitverkehr
verrussen und auferstehen als
Tempo-30-Trendquartier.

Solange sie konnte, verwalte-
te Frau Aubach die Wohnungen
und die Gewerberäume im Erd-
geschoss selber. Sie kümmerte
sich um kaputte Storen, liess das
Tessin-Gemälde imEingangsbe-
reich auffrischen.Mit demHaus
habe sie sich voll identifiziert,
sagt der langjährigeMieter. Kin-
der hatte FrauAubach keine. Die
Schwesterwarvor ihr gestorben.
FrauAubach konnte frei bestim-
men, wer ihr Haus bekommen
sollte.

Siewählte zwei gemeinnützi-
ge Organisationen: die Schwes-
terngemeinschaft Seraphisches
Liebeswerk aus Solothurn und
die Zürcher Stiftung RgZ. Beiden
vermachte sie je eine Hälfte.Wa-
rumFrauAubach diese zwei Ein-
richtungen begünstigte, bleibt
offen. Offenbar pflegte sie kei-
nen Kontakt zu ihnen. Ihr Notar
wollte sich nicht dazu äussern.

Für die zwei Stiftungen kam
FrauAubachs Gunst einemWun-
der gleich: Millionen aus dem
Nichts, einfach so. Für die Mie-
ter blieb das Wunder aus. Die
Identität der neuen Eigentümer
erfuhren sie nicht. Diese bemüh-
ten sich, unerkannt zu bleiben.
Auch das Grundbuch half nicht
weiter. IhreNamenwurden nicht
automatisch eingetragen. Das
laufe so bei Erbfällen, heisst es
auf dem Notariat.

Über ein Jahr blieben dieMie-
ter imUngewissen. Bis im Brief-
kasten das Schreiben einer Fir-
ma lag, die sich um Nachlässe
kümmert. Diese teilte mit, dass
die «Erbengemeinschaft» das
Haus verkaufenwerde. «Spätes-
tens jetzt wussten wir, dass wir
rausmüssen», sagt Flavien Gous-
set, ein SP-Netzaktivist, der mit
seinerWG im vierten Stock lebt.
Für vier Zimmer zahlen seine
Mitbewohnerinnen und er gut
2100 Franken. Das ist deutlich
weniger als in den sanierten
Häusern der Nachbarschaft.

DieWGwollte nicht kampflos
aufgeben. Sie schrieb einen Brief
an die anonyme Erbengemein-
schaft. Diese solle das Haus bitte
nicht zum Maximalpreis verge-

ben.DieNachlassfirmaversprach,
das Anliegen zu übermitteln. Es
nützte nichts.DieVerkaufsvorbe-
reitungen liefen weiter. «Die
Erben erteilten uns den Auftrag,
ein Bieterverfahren zu organisie-
ren», sagt eine Vertreterin der
Nachlassfirma, die namenlos
bleibenmöchte.DasGeschäftmit
den letzten Wünschen lebt von
der Diskretion.

Der entscheidende Termin folgt
am 7. Februar 2020. Ein milder
Winternachmittag im verkehrs-
beruhigtenWiedikon. Draussen
vor den Cafés halten jungeMen-
schen ihre Gesichter in die Son-
ne. Drinnen durch die WG von
Flavien Gousset schreiten Im-
mobilienprofis. Mit dem Blick
von Feldweibeln begutachten sie
Leitungen, prüfen Fenster, foto-
grafieren. Ein Inserat im Inter-
net hat sie angelockt. «Zu ver-
kaufen: Mehrfamilienhaus in
Wiedikon. Richtpreis: 8’140’000
Franken.» Aufgrund der Besich-
tigung an diesem Freitagnach-
mittag müssen sie entscheiden,
ob sie das Haus wollen. Und vor
allem:wie vieleMillionen sie da-
für bieten.

Es ist eine geladene Konstella-
tion. Jene, die das Haus kaufen,
werden jene, die im Haus woh-
nen, hinauswerfen. Die Mieter
und ihre Henker, zusammen im
gleichen Raum. Trotzdem blei-
ben alle höflich. Manche der Be-
sichtigungsteams fragen bei der
WG, ob sie die Schuhe ausziehen
sollen. Nein, schon okay.

FrauAubachsHaus ist eigent-
lich nichts Besonderes. Erstellt
1909, in jenen Jahren, als Zürich
zur Grossstadt ausschoss, ein
Altbau, schmuck, abernicht herr-
schaftlich.Von einem«einfachen
Ausbaustandard» schreibt die
Nachlassfirma. Eine Zentralhei-
zung fehlt, «umfassender Er-
neuerungsbedarf» bestehe. Ein
solcher Eingriff könne gut 4Mil-
lionen Franken kosten, schätzt
ein Experte an der Besichtigung.
«Wenn man einmal angefangen
hat, muss man wegen der Vor-
schriften fast alles sanieren.»

Investoren wissen nicht,
wohinmit denMillionen
DieserAufwand könnte abschre-
cken. Doch Frau Aubachs Haus
bringt einenVorteil mit sich, der
alleMängel aufhebt. Es liegt zen-
tral, in einem angesagten Quar-
tier. Dazu kommt der «Anlage-
notstand».Wegen der tiefen Zin-
senwissenviele Investoren nicht
mehr,wohinmit ihrenMillionen.
Also kaufen sie Immobilien, am
liebsten in der Stadt. «Das Inte-
resse an gut gelegenen Mehrfa-
milienhäusern ist sehr gross»,
sagt die Nachlassverwalterin.

DerMindestverkaufspreis von
gut 8 Millionen beruht auf einer
Schätzung desHauseigentümer-

Frau Aubachs Erben
Hart umkämpfter Immobilienmarkt Eine Hausbesitzerin stirbt. Sie vermacht ihren Altbau inWiedikon zwei gemeinnützigen Organisationen.
Trotzdem gehört er eineinhalb Jahre später den Pensionskassen. Rekon struktion eines typischen Zürcher Häuserschicksals.

DasHaus ist
eigentlich nichts
Besonderes. Doch
es liegt zentral, in
einem angesagten
Quartier.

Die neue Besitzerin bezahlte rund 9,5 Millionen Franken für das Haus an der Weststrasse 145. Dazu kommen Umbaukosten von geschätzt 4 Millionen.
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Neues Verkehrsregime Es dürfte
eines derhäufigstenVerkehrsde-
likte von Zweiradfahrern gewe-
sen sein: Sie bogen an Kreuzun-
gen rechts ab, obwohl die Ampel
sie zumWarten anwies. Seit An-
fang Jahr ist dies im ganzen Land
offiziell erlaubt, aber nur an
Kreuzungen, auf denen das Ab-
biegen entsprechend ausgeschil-
dert ist. Die Stadt Zürich setzt
dies an 81 Verzweigungen um.
Die entsprechenden Signalisatio-
nen sind zwar schon angebracht,
aber noch nicht alle «enthüllt»,
wieNadjaHäberli von derDienst-
abteilung Verkehr sagt. Daswer-
de bis EndeWoche geschehen.

Auf politischer Ebene gab es
in der Stadt Zürich bereits meh-
rere Vorstösse für eine solche
Regelung. 2012 hatten Matthias
Probst (Grüne) und Marcel
Schönbächler (CVP) ein Postulat
mit der entsprechenden Forde-
rung eingereicht. Siewollten da-
mit an stark frequentierten Kreu-
zungen den Verkehrsfluss für
Velofahrende verbessern.

Doch die Stadt sperrte sich
gegen einen Pilotversuch,wie er
etwa in Basel 2013 gewagt wur-
de. Dafür brauche es eine Ände-
rung des Strassengesetzes auf
Bundesebene, hiess es damals.

Auch jetzt will die Stadt die
Regelung noch nicht an allen

Kreuzungen umsetzen, sondern
zuerst überprüfen, wie sich die
Massnahme auf den gesamten
Verkehrsfluss auswirkt.

Im Testbetrieb hat sie im No-
vember auf zehnKreuzungen be-
obachtet, ob es zuKonflikten zwi-
schen den Verkehrsteilnehmern
kommt, etwa bei derAbzweigung
von der Rudolf-Brun-Brücke in
das Bahnhofquai, bei jenen von
der Sihlbrücke in die Kasernen-
strasse und von der Thurgauer-
strasse in die Wallisellenstrasse.
«Die Massnahme funktionierte
überall gut», sagt Nadja Häberli.

Regelung gilt auch fürMofas
Die Beobachtungen würden im
Frühling sowie im November
2021 wiederholt. Basierend auf
dieserWirkungskontrollewerde
dann entschieden, an welchen
Orten die Signalisation ebenfalls
umgesetzt werden könne.

Die neue Regelung gilt auch
für E-Trottis, Mofas und schnel-
le E-Bikes. Zufahren heisst aber
nicht vorfahren: Sämtliche rechts
abbiegenden Verkehrsteilneh-
mer sind vortrittsbelastet. Das
heisst: Siemüssen Fussgängern,
die während der Rotphase der
Autos die Strasse bei Grün que-
ren, den Vortritt lassen.

Ev Manz

Velos dürfen bei Rot rechts abbiegen –
Vortritt haben sie aber nichtGefangener

tot aufgefunden
Regensdorf Am Sonntag ist ein
Häftling tot in seiner Zelle in der
Justizvollzugsanstalt Pöschwies
aufgefunden worden. Der Arzt
konnte nur noch den Tod des
42-Jährigen feststellen, wie Jus-
tiz undWiedereingliederung am
Montag mitteilte. Aufgrund der
Obduktion geheman davon aus,
dass derMann eines natürlichen
Todes gestorben sei, heisst es auf
Anfrage.DerHäftling hattemeh-
rereVorerkrankungen (Covid-19
ausgeschlossen). (zac)

Brand in
Mehrfamilienhaus
Langnau In der Wohnung eines
23-Jährigen ist am Montag kurz
vor 1 Uhr Feuer ausgebrochen. Es
konnte rasch gelöscht werden.
Die Wohnung ist unbewohnbar.
Womöglich hat einAdventskranz
Feuer gefangen. (sch)

Nachrichten

Franz Hohler:
Impfmügerli
S git Lüt, wo säge, dass sider
am Schtotzgrotzen es
Impfmügerli meh
desumeschirggelet. (kbr)

Die Ecke

Die Enttäuschung muss gross
gewesen sein beim heute 13-jäh-
rigen Marc (Name geändert), als
er im März 2020 das Schreiben
mit demResultat derAufnahme-
prüfung fürs Gymnasium erhielt:
Er habe mit einer Prüfungsnote
von 3,81 nicht bestanden. Der
Sechstklässler hätte als Schüler
einer Privatschule eine 4 errei-
chen müssen. Dass Marc das
nicht schaffte, lag an der
Deutschnote, hier erzielte er nur
eine 3,38; in Mathe hingegen
schrieb er eine 4,25.

Marc und seine Eltern liessen
das schlechte Resultat nicht auf
sich sitzen. Sie begutachteten die
korrigierte Prüfung, und Marcs
Eltern fielen mehrere Unstim-
migkeiten auf. In der Deutsch-
prüfung mussten die Kinder in
einer Aufgabe Synonyme nen-
nen. Marc fand einWort, das im
Kontext passendwar, erhielt da-
für aber keinen Punkt, weil das
Wort im Korrekturschema nicht
vorgesehenwar. SeinAufsatzwar
mit 3,75 bewertet worden, nach
Ansicht der Mutter – die selbst
Deutschlehrerin ist – zu tief. Und
auch in Mathematik hatte Marc
nach Ansicht der Eltern zu we-
nig Punkte erhalten.

Obwohl Einwände gegen die
Bewertung der Gymi-Prüfung
nur sehr selten Erfolg haben, ge-
langte die Familie zunächst an
die Kantonsschule Zürcher
Unterland in Bülach,wo der Jun-
ge die Prüfung absolviert hatte.
Nach einem Gespräch mit der
Mutter lenkte die Schule zwar in
der Deutschprüfung ein. Sie
rechnete Marc das nicht berück-
sichtigte Synonym an – aber das
reichte nicht. Denn jetzt betrug
sein Notenschnitt 3,875.

Doch Marc und seine Eltern
gaben nicht auf, sie rekurrierten
bei der Bildungsdirektion und

gelangten, als diese den Rekurs
abwies, schliesslich ans Verwal-
tungsgericht. «Bei der Bewer-
tung dieser Prüfung lief zu viel
schief», sagt die Mutter dem TA
am Telefon. So viel, dass sie ihr
Arbeitspensum aufstockte, um
eine spezialisierte Anwältin fi-
nanzieren zu können.

Als Beispiel nennt sie denAuf-
satz ihres Sohnes. «Der Text war
durchschnittlich, was eine Note
von etwa 4,25 bis 4,5 geben
müsste.Aber das Korrektursche-
ma gibt vor, dass ein durch-
schnittlicherAufsatz blossmit 3,5
bis 4 bewertetwird.»Was alsAus-

gleich für die meist sehr guten
Vornoten gedacht ist,welche die
Prüflinge aus öffentlichen Schu-
len mitbringen, das benachteili-
ge Kinder aus Privatschulen, sagt
die Mutter.

Recht erhielten die Eltern in
diesem Punkt zwar nicht. Das
Bundesgericht habe in einem
früheren Urteil bestätigt, dass
Schüler aus Privatschulen an der
Gymi-Prüfung nicht unrecht-
mässig benachteiligt würden,
heisst es im Urteil des Verwal-
tungsgerichts. Zwar werden die
Vornoten von Privatschülern
nicht berücksichtigt, dafürmüs-
sen sie nur eine 4 erzielen. Kin-
der aus der Volksschule müssen
hingegen, Vornoten eingerech-
net, eine 4,5 erreichen.

Das Verwaltungsgericht lehnte
es auch ab, den Aufsatz von
einem Experten begutachten zu
lassen. Das erübrige sich, denn
Marcmüsse so oder so ans Gymi
zugelassen werden. Der Grund:
Das vom Kanton vorgegebene
Korrekturschema in einerMathe-
Aufgabe war unzulässig.

Treu und Glauben verletzt
In jener Aufgabe mussten die
Gymi-Kandidaten zehn Zahlen
finden, die bestimmte Bedingun-
gen erfüllen.Marc notierte sechs
korrekte und zwei falsche Zah-
len – und erhielt dafür einen von
vier möglichen Punkten. Denn
gemäss Korrekturschema gab es
für die zwei falschen Zahlen
einen Minuspunkt.

Das aber beurteilte das Ver-
waltungsgericht als unrechtmäs-
sig, weil in der Aufgabe nichts
von Minuspunkten stand. «Pri-
marschüler müssen grundsätz-
lich nicht davon ausgehen, dass
falsche Lösungszahlen zu einem
Punkteabzug führen», argumen-
tiert das Gericht. Daswiderspre-
che Treu und Glauben. Die Be-
gründung derBildungsdirektion,
die Minuspunkte verhinderten,
dass die Schülermit blossemRa-
ten Punkte erzielten, liess das
Gericht nicht gelten: «DieWahr-
scheinlichkeit eines Zufallstref-
fers ist sehr gering.»

Dieser eine Punkt in Mathe
reichte genau aus, um Marc den
Übertritt ans Gymi zu ermögli-
chen. Seit Dezember besucht er
eine Kantonsschule, allerdings
nicht jene in Bülach, denn die Fa-
milie ist zwischenzeitlich umge-
zogen. Die Probezeit fängt für
Marc erst nach den Sportferien
an und dauert bis zu den Som-
merferien.

Liliane Minor

Wie sich ein 13-Jähriger
ans Gymi klagte
Aufnahmeprüfung Das Verwaltungsgericht beurteilte
das Korrekturschema einer Mathe-Aufgabe als unzulässig.

Der eine Punkt
inMathe reichte
genau, umMarc
den Übertritt ans
Gymnasium zu
ermöglichen.
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